
CHINA aktuell - 1240 November 2002

15 Geplanter Abriss eines 

uighurischen Wohnviertels 

in Beijing

Wie aus einer Hongkonger Quelle be­

kannt geworden ist, ist das letzte 

uighurische Wohnviertel in Beijing für 

den Abriss vorgesehen. Das so ge­

nannte „Xinjiang-Dorf“ ist im Gan- 

jiakou-Viertel im Stadtbezirk Haidian 

nordwestlich des Stadtzentrums gele­

gen. Mehrere hundert Uighuren leben 

hier in einstöckigen Ziegelhäusern, die 

entlang einer etwa zwei Meter engen 

Gasse gebaut wurden, auf der sich 

ein Teil des kulinarischen Lebens der 

turkstämmigen Bevölkerung abspielt.

Einen Grund für den geplanten Ab­

riss nannte die zuständige Stadtpla­

nungsbehörde des Bezirks Haidian bis­

lang nicht. Ein Vertreter der Chinesi­

schen Akademie für Sozialwissenschaf­

ten schloss aus, dass ein Zusammen­

hang mit den Maßnahmen der partei­

staatlichen Führung zur Bekämpfung 

der Aktivitäten von - in der offiziellen 

Sprachregelung - uighurischen „Terro­

risten“; die in Beijing lebenden Uighu­

ren würden nicht als potenzielle Terro­

risten betrachtet.

Im vergangenen Jahr war ein ande­

res, im Viertel Weigongcun gelege­

nes „Xinjiang-Dorf“ abgerissen wor­

den. Die Stadtplanungsbehörden hat­

ten den Schritt damals mit Behinde­

rungen des städtischen Verkehrs und 

anderen Störungen begründet, die an­

geblich von dem Wohnviertel ausgin­

gen. Damit ist das „Xinjiang-Dorf“ in 

Ganjiakou das letzte in Beijing ver­

bleibende Wohnviertel von Uighuren.

Unklar ist, wo die betroffenen Fa­

milien eine neue Unterkunft finden 

werden. In der Mehrzahl handelt es 

sich um Migrantenfamilien, die in 

die Hauptstadt gezogen sind, um dort 

Handel zu treiben oder ein Restaurant 

zu eröffnen. Nach Aussagen eines der 

Betroffenen sollen die Bewohner des 

Wohnviertels nach Changping, einem 

Vorort im Norden Beijings, umgesie­

delt werden. (SCMP, 26.11.02) -hol-

Wissenschaft, Bildung, 

Gesellschaft, Kultur

16 XVI. Parteitag: Ambivalen­

te Stellung von Bildung und 

Wissenschaft

Die internationale Situation erfährt 

derzeit grundlegende Veränderungen, 

stellte Generalsekretär Jiang Zemin 

am Beginn seines Berichts auf dem 

XVI. Parteitag fest, der vom 8. bis 

14. November 2002 stattfand (engl. 

Übers, der längeren schriftlichen Fas­

sung in RMRB engl. online, 18.11.02). 

Wesentlicher Teil dieser Veränderun­

gen sei der rasante Fortschritt in Wis­

senschaft und Technologie, der China 

dazu zwinge, die sozialistische Moder­

nisierung zu beschleunigen, wolle es 

nicht im internationalen Wettbewerb 

zurückfallen.

Diesem Credo entsprechend finden 

sich Aussagen zur Bedeutung von 

Wissenschaft, Technologie und Bil­

dung in nahezu allen Kapiteln der Re­

de. Nachdem Jiang zunächst auf die 

Erfahrungen der Vergangenheit ein­

geht, kommt er im zweiten Kapitel auf 

seinen eigenen theoretischen Beitrag, 

die „Drei Repräsentationen“, zu spre­

chen. Diese, so betont er, seien erar­

beitet worden auf der Basis einer wis­

senschaftlichen Beurteilung der histo­

rischen Position der Partei. Innovation 

sei die Grundlage des nationalen Fort­

schritts und theoretische Innovation, 

basierend auf der Praxis, gehe der so­

zialen Entwicklung und gesellschaft­

lichen Veränderung voraus. Dement­

sprechend müsse auch die soziale Basis 

des Sozialismus bzw. der Kommunisti­

schen Partei erweitert werden. Zusätz­

lich zur Arbeiterklasse, die die Intel­

lektuellen einschließe, hätten sich wei­

tere soziale Kräfte zu Erbauern des 

Sozialismus mit chinesischen Merkma­

len entwickelt. Und er nennt neben 

den Privatunternehmern, denen die 

volle Aufmerksamkeit der westlichen 

Medien gilt, auch das technische Per­

sonal in nichtstaatlichen und ausländi­

schen Unternehmen. Insgesamt müsse 

eine soziale Umgebung geschaffen wer­

den, in der alle Menschen in China er­

mutigt würden, ihre Kräfte zur Ent­

wicklung u.a. von Wissen und Techno­

logie freizusetzen. Mit Hilfe der „Drei 

Repräsentationen“ müsse die ganze 

Partei zur Innovation befähigt werden, 

nicht nur theoretisch, sondern auch 

praktisch, um so die sozialistische Mo­

dernisierung voranzubringen.

Bestandteile einer Gesellschaft von 

„bescheidenem Wohlstand“, deren Er­

richtung das dritte Kapitel gewid­

met ist, sind laut Jiang auch ein 

modernes nationales Bildungssystem, 

ein wissenschaftliches, technologisches 

und kulturelles Innovationssystem so­

wie ein landesweites Gesundheitssys­

tem. Die ideologischen und ethischen 

Standards der Bevölkerung müssten 

ebenso wie ihre wissenschaftlichen und 

kulturellen Qualitäten sowie ihre Ge­

sundheit deutlich verbessert werden. 

Jiang spricht in diesem Zusammen­

hang von der Schaffung einer „lernen­

den Gesellschaft“: Lebenslanges Ler­

nen werde die umfassende Entwick­

lung beflügeln.

Die deutlichsten Aussagen zur Bedeu­

tung von Wissenschaft und Bildung 

trifft Jiang in diesem Kapitel, wenn 

er auf die Hauptaufgaben der kom­

menden zwei Dekaden zu sprechen 

kommt. An erster Stelle fordert er da­

zu auf, einen neuen Weg der Industria­

lisierung einzuschlagen und die Stra­

tegie zu verfolgen, das Land mittels 

Wissenschaft und Erziehung zu ver­

jüngen sowie diese Entwicklung dau­

erhaft zu gestalten. Die Anwendung 

der Informationstechnologie sei die lo­

gische Wahl, wenn Industrialisierung 

und Modernisierung beschleunigt wer­

den sollen. IT-Anwendungen sollten 

daher verstärkt angeregt und genutzt 

werden. Dies werde nicht nur besse­

re wirtschaftliche Ergebnisse bringen, 

sondern auch den Ressourceneinsatz 

und damit die Umweltverschmutzung 

verringern.

Die industriellen Strukturen müssten 

dementsprechend optimiert werden, 

damit die Hightech- und neuen tech­

nologischen Industrien die Führer­

schaft übernehmen könnten. „We must 

give priority to the development of the 

Information industry and apply IT in 

all areas of economic and social de­

velopment.“ Traditionelle Industrien 

müssten mit Hilfe neuer Technologien 

umgebaut werden, wobei Jiang wohl 

nicht zuletzt mit Blick auf den Ar­

beitsmarkt ergänzt, eine gesunde Ba­
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lance zwischen den traditionellen und 

den neuen, zwischen kapital- und ar­

beitsintensiven Industrien müsse er­

halten bleiben. Im Einzelnen fordert er 

den Ausbau der Grundlagenforschung 

und der Forschung in Hightech-Berei­

chen, die Förderung von Innovationen 

und der Anwendung von Schlüssel­

technologien, die weitere Reform des 

Wissenschaftsmanagements und der 

Verwaltung von Wissenschaft, Tech­

nologie und Erziehung, mehr Raum 

für Risikokapital bei der technologi­

schen Entwicklung, die Verbesserung 

der intellektuellen Property Rights so­

wie die Priorisierung dauerhafter Ent­

wicklungen.

Der Erziehung und Bildung ist eben­

falls weiter Raum gegeben, und zwar 

in Kapitel 6 zur kulturellen Entwick­

lung. Teil des Aufbaus einer Gesell­

schaft von „bescheidenem Wohlstand“ 

sei die Entwicklung einer kulturellen 

und geistigen Zivilisation. Kultur ste­

he dabei in der heutigen Welt in einem 

interaktiven Verhältnis zu Ökonomie 

und Politik und bekomme eine im­

mer herausragendere Rolle für die na­

tionale Wettbewerbsfähigkeit. Daher 

bedeute die Entwicklung einer fort­

schrittlichen Kultur im gegenwärtigen 

China die Entwicklung einer nationa­

len, wissenschaftlichen und populären 

sozialistischen Kultur, die auf die Be­

dürfnisse der Modernisierung ausge­

richtet sei. Die richtige sozialistische 

Ideologie sei dabei Richtschnur. Durch 

die Befolgung des Prinzips des Wett­

streits der hundert Schulen könnten 

die zeitgemäßen Themen herausgestri­

chen und zugleich Diversität ermu­

tigt werden. Die Menschen in China 

sollten weiter mit wissenschaftlicher 

Theorie bewaffnet, mit der korrekten 

Anleitung durch die Medien versorgt, 

von hohen Idealen beflügelt und durch 

exzellente literarische und künstleri­

sche Werke inspiriert werden.

Bildung sei die Grundlage der wis­

senschaftlichen und technologischen 

Fortschritte und der Qualifikation der 

Menschen. Ihr müsse daher die strate­

gische Priorität in der Entwicklungs­

agenda eingeräumt werden: Innovatio­

nen im Bildungswesen sollten ermu­

tigt und die Bildungsreformen ver­

tieft werden, um Hunderte von Mil­

lionen hochqualifizierter Arbeiter und 

mehrere Zehnmillionen von Spezialis­

ten sowie ein große Gruppe von Spit­

zenkräften im Bereich der Innovation 

heranzubilden; die Reihen der Lehrer 

sollten erweitert und ihre professionel­

le Ethik und Kompetenz erhöht wer­

den; die 9-jährige Pflichtschulzeit soll­

te überall in China verwirklicht, die 

Berufsausbildung intensiviert, Weiter­

bildungsangebote ausgebaut und ein 

System lebenslangen Lernens geschaf­

fen werden. Dafür müssten die finanzi­

ellen Inputs in die Bildung erhöht und 

auch die Unterstützung für die länd­

liche Bildung und von privaten Bil­

dungseinrichtungen verstärkt werden; 

der Staat sollte mehr zur Unterstüt­

zung von Studenten in Notlagen tun. 

Es gelte ein langfristiges Programm 

der wissenschaftlichen und technologi­

schen Entwicklung zu formulieren und 

die Forschungsinfrastruktur zu ver­

bessern. Dabei müsse auf die Geis­

tes- und Naturwissenschaften gleicher­

maßen Gewicht gelegt werden. Insge­

samt sei es essenziell, in der chine­

sischen Gesellschaft eine Atmosphä­

re zu schaffen, die der Förderung 

von Wissen diene, Innovation fördere 

und pseudowissenschaftlichen Ansich­

ten entgegenwirke.

Weitere Aussagen zur Bedeutung von 

Technologien, speziell von IT-Anwen­

dungen, sowie von angemessener Aus­

bildung und Bildung trifft Jiang in 

Kapitel 7 zur militärischen Moderni­

sierung. Es müsse die Strategie ver­

folgt werden, mittels technologischen 

Fortschritts eine starke Armee zu er­

richten. Dafür müssten nicht nur die 

Militärakademien und -schulen ihre 

entsprechenden Ausbildungsgänge in­

tensivieren, sondern es müsste auch 

die Umstrukturierung der verteidi­

gungsbezogenen Bereiche von Wis­

senschaft, Technologie und Industrie 

vorangetrieben werden, um die Ent­

wicklung von entsprechenden moder­

nen Waffen und Ausrüstungen zu be­

schleunigen.

Insgesamt wird in der Rede Jiang 

Zemins damit der Entwicklung von 

Wissenschaft, Technik und Bildung 

ein relativ hohes Gewicht beigemes­

sen. Dennoch kann nicht uneinge­

schränkt davon gesprochen werden 

- wie dies nach dem XV. Parteitag 

der Fall war -, dass Wissenschaft und 

Technik als Kennzeichen der Reform- 

und Öffnungspolitik besonders brei­

ter Raum eingeräumt wurde. Trotz 

der oben genannten programmati­

schen Aussage Jiang Zemins zur Rolle 

von Wissenschaft und Technik für 

die internationale Wettbewerbsfähig­

keit Chinas scheint die Durchsetzung 

der „Drei Repräsentationen“ für ihn 

letztlich von größerer Wichtigkeit ge­

wesen zu sein. Nicht nur dass die 

verschiedenen Aussagen zu Wissen­

schaft und Bildung in der Rede sehr 

verstreut sind und außer im Falle des 

propagierten „neuen Weges“ der In­

dustrialisierung kaum an prominenter 

Stelle gemacht werden. Auch gibt es 

keinerlei Hinweise auf mögliche Ent­

wicklungen seit dem XV. Parteitag, 

geschweige denn Angaben zu kon­

kreten Projekten. Die Ausführungen 

ähneln damit relativ stark denen von 

vor fünf Jahren (vgl. C.a., 1997/9, 

U 12-14). Und nicht zuletzt waren 

1997 die bildungspolitischen Ziele 

noch dadurch unterstrichen worden, 

dass mit Li Lanqing ein prononcierter 

Befürworter des technologischen Fort­

schritts in das Ständige Komitee des 

Politbüros gewählt worden war. Jetzt 

musste Li dieses Gremium aus Al­

tersgründen verlassen. Seine Position 

soll möglicherweise künftig Huang Ju 

einnehmen (www.asianresearch.org/ 

articles/988.html, 6.12.02). Huang Ju 

ist Parteivorsitzender in Shanghai; 

und dessen Bürgermeister wies gleich 

am ersten Tag des Parteikongresses 

in Gruppendiskussionen auf die Ent­

wicklungsstrategie Shanghais hin, die 

sich besonders auf die Entfaltung von 

Wissenschaft und Technologie stütze 

(www. 16congress.org.cn / english / featu 

res/48370.htm, 6.12.02). Eine speziel­

le Pressekonferenz zum Thema wurde 

jedoch nicht gegeben.

Diese Bemerkungen sollen nicht zu 

der Schlussfolgerung verleiten, Wis­

senschaft und Technik würden in Chi­

na künftig an Bedeutung verlieren. 

Immerhin wurde in dem 10. Fünfjah­

resplan für die Zeit von 2001 bis 2005 

überhaupt erstmalig die Industrialisie­

rungsstrategie mit Fokus auf Hightech 

und IT-Technologien formuliert. Auch 

gehen Wissenschaftler davon aus, dass 

die „Drei Repräsentationen“ die Pro­

duktivkräfte befreien würden (XNA, 

9.11.02, in BBC PF, 9.11.02). Ange­

sichts der großen Probleme im Bil­

dungswesen oder bei der industriel­

len Verwertung wissenschaftlicher Er­

kenntnisse stimmt es jedoch bedenk­

lich, wenn die KP darauf verzichtet 

hat, von ihrem Parteitag aus deut­

lichere Signale für eine Verstärkung 

der Bildungs- und Forschungspolitik 

zu senden, -gs-

http://www.asianresearch.org/
16congress.org.cn
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17 Plan zur Verbesserung der 

öffentlichen Gesundheitsver­

sorgung in ländlichen Gebie­

ten

In einer Rede vor der Nationalen 

Konferenz zur öffentlichen Gesund­

heit in ländlichen Gebieten, die am 

29. Oktober in Beijing eröffnet wur­

de, stellte der stellvertretende Minis­

terpräsident Li Lanqing ein umfang­

reiches Programm zur „weiteren Ver­

besserung der ländlichen Gesundheits­

versorgung“ vor (Bericht in RMRB 

online, 30.10.02; Abdruck der Rede 

in RMRB online, 1.11.02). Er bezog 

sich dabei auf eine Entschließung von 

ZK und Staatsrat zur weiteren Stär­

kung der ländlichen Gesundheitsar­

beit, auf die auch Präsident Jiang 

Zemin in einem Brief an die Kon­

ferenz hinwies (RMRB engl. online, 

30.10.02; Text in GMRB, 30.10.02). 

Diese Entschließung nennt, nachdem 

sie zunächst die „Drei Repräsentatio­

nen“ als Leitidee der ländlichen Ge­

sundheitsarbeit formuliert hat, sechs 

Ziele für die verbesserte medizinische 

Versorgung der Landbevölkerung: eine 

Verstärkung der öffentlichen Anstren­

gungen, den weiteren Ausbau eines 

Unterstützungssystems, vermehrte In­

vestitionen, den Aufbau eines koope­

rativen Gesundheitssystems, die stär­

kere Kontrolle über Medikamente so­

wie die Verbesserung der politischen 

Leitungsarbeit.

Li wies gleich am Beginn seiner Rede 

auf die Bedeutung der Gesundheits­

versorgung der Landbevölkerung hin. 

Sie - er nannte vor allem die Ver­

besserung der hygienischen Bedingun­

gen und des Gesundheitsstandes der 

Bauern - stelle einen wesentlichen Be­

standteil der Arbeit der Kommunisti­

schen Partei im ländlichen Raum dar 

und sei von großer Bedeutung für die 

weitere Vertiefung der Landreformen. 

Zwar zeichnete er zunächst ein äu­

ßerst euphemistisches Bild der Refor­

men im ländlichen Gesundheitswesen 

seit 1949, kam dann aber unmittelbar 

auf die Probleme zu sprechen.

Die Zahlen, die Li hinsichtlich der 

Steigerung des Versorgungsniveaus 

seit der Gründung der Volksrepublik 

nannte, sind durchaus beachtlich. En­

de 2001 hatte China im ländlichen 

Raum insgesamt 2.018 allgemeine 

Krankenhäuser auf Gemeindeebene, 

1.226 Krankenhäuser für traditionel­

le chinesische Medizin, 1.663 Kranken­

häuser zur Seuchenverhütung, 1.393 

Zentren für die Versorgung von Müt­

tern und Kindern sowie 48.090 öffent­

liche Gesundheitszentren in Städten 

und Kleinstädten. 89,7% aller admi­

nistrativen Dörfer verfügten über ei­

gene Kliniken und im Durchschnitt 

kam ein Landarzt oder ein Mediziner 

auf 1,82 Dorfbewohner. Bereits En­

de 2000 sollen 95% aller agrarischen 

Gemeinden die Zielvorgaben der Re­

gierung für die medizinische Versor­

gung der Bevölkerung erreicht haben. 

So habe man auch die hygienischen 

Bedingungen für die Bauern entschei­

dend verbessern können. Von 1949 bis 

2001 sei die Rate der Kindersterblich­

keit von 20% auf 3,38% gesenkt wor­

den, die Sterberate von Gebärenden 

sank von 1,5% auf 0,06% und das Auf­

treten ansteckender Krankheiten fiel 

von 20% auf 0,19%. Nicht einmal nach 

den schweren Fluten von 1998 sei es 

zum Ausbruch von Epidemien gekom­

men. Die durchschnittliche Lebenser­

wartung der Landbevölkerung konnte 

so von 35 auf 69,55 Jahre erhöht wer­

den.

Was Li nicht erwähnte, sind die star­

ken Einbrüche in der ländlichen Ge­

sundheitsversorgung nach Beginn der 

Landwirtschaftsreformen 1978 infol­

ge des Wegbrechens kommunaler Ein­

richtungen. Während in den Städten 

seit 1986 an dem Aufbau eines sozialen 

Versicherungssystems gearbeitet wird, 

ist die Landbevölkerung größtenteils 

auf eigene Anstrengungen und gegen­

seitige Hilfe angewiesen. Diese z.T. de­

solate Situation spiegeln die von Li 

genannten „Schwierigkeiten und Prob­

leme“, die er allerdings nicht mehr 

mit Zahlen untermalte, indirekt wi­

der: nur langsame Steigerungen in 

den wichtigen Gesundheitsindices der 

Landbewohner; eine sich vergrößern­

de Lücke in der medizinischen Versor­

gung zwischen Stadt und Land; nach 

wie vor relativ häufiges Auftreten an­

steckender Krankheiten in einigen Re­

gionen, vor allem armen Gebieten; un­

zureichende finanzielle Unterstützung 

für die Verbesserung der z.T. desola­

ten Gesundheitseinrichtungen; unge­

nügende Vorsorgemaßnahmen; medi­

zinische Dienstleistungen von relativ 

geringer Qualität, die kaum geeignet 

sind, die Gesundheit der Bauern zu 

erhalten; eine öffentliche Verwaltung, 

die der Probleme nicht Herr werden 

kann; und damit eine große Zahl von 

Bauern, die ihren niedrigen Lebens­

standard aus gesundheitlichen Grün­

den nicht überwinden können. Damit 

aber - hier wies Li auf den zentra­

len Ansatzpunkt hin - stehe die Ver­

besserung der Gesundheitsversorgung 

in unmittelbarem Zusammenhang mit 

dem Erhalt sozialer Stabilität im länd­

lichen Raum.

Das Hauptproblem in Chinas land­

wirtschaftlicher Entwicklung sei das 

zu langsame Anwachsen der bäuer­

lichen Einkommen. Hier setzten vie­

le ländliche Reformmaßnahmen an. 

Doch solange es keine Verbesserung 

der medizinischen Versorgung und 

der gesundheitlichen Bedingungen der 

Bauern gebe und solange sie nicht 

im Falle von Krankheiten mit sofor­

tiger medizinischer Behandlung rech­

nen könnten, müssten alle Pläne für 

eine schnelle Überwindung der Armut 

und Verbesserung des Lebensstan­

dards weit nach unten korrigiert wer­

den. Die Verbesserung der Gesund­

heitsversorgung müsse daher unbe­

dingt zeitgleich mit anderen Reformen 

zur Steigerung der landwirtschaftli­

chen Produktivität erfolgen. Nur wenn 

der Krankenstand und die extremen 

Belastungen der Bauern durch Aus­

gaben für die Wiederherstellung ih­

rer Gesundheit schnell gesenkt wür­

den, könnte krankheitsbedingte Ar­

mut überwunden und könnten die Ein­

kommen der Bauern gesteigert wer­

den. Dies würde zu einer größeren so­

zialen Stabilität im ländlichen Raum 

führen, was wiederum Grundlage für 

soziale Stabilität in der ganzen chi­

nesischen Gesellschaft sei. Ohne ver­

stärkte staatliche Hilfe würden die 

Bauern sich weiterhin in Religion 

flüchten und Wunderheilern vertrau­

en. Eine erfolgreiche Gesundheitsar­

beit auf dem Lande, so Li, würde 

die politische Macht der Partei auf 

dem Lande konsolidieren helfen. Das 

heißt, die Verbesserung der medizini­

schen Versorgung sei nicht allein ei­

ne wirtschaftliche und soziale Ange­

legenheit, sondern von großer politi­

scher Bedeutung.

Im zweiten, dem Hauptteil seiner Re­

de nannte Li neun Maßnahmebündel. 

Erstens müsse das Prinzip gelten „Vor­

sorge an erster Stelle“. In einigen Ge­

bieten Chinas sei eine Vielzahl an­

steckender Krankheiten wie Hepatitis 

B oder Tuberkulose immer noch nicht 
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unter Kontrolle gebracht worden; hin­

zu kämen neue Krankheiten wie AIDS. 

Alle diese Bedrohungen könnten nur 

verringert werden, wenn vorbeugen­

de Maßnahmen in den Vordergrund 

gestellt und mit entsprechenden Be­

handlungsmethoden kombiniert wür­

den. Von der Bevölkerung selbst bis zu 

den Parteikomitees und Regierungs­

stellen müssten alle daran arbeiten, 

den Ausbruch und die Verbreitung an­

steckender, endemischer und Berufs­

krankheiten zu vermeiden.

Zweitens müssten die öffentlichen Ge­

sundheitszentren in den Kleinstädten 

reformiert werden, die eine Schlüssel­

rolle im ländlichen Versorgungsnetz 

spielten. Diese Reform stehe in en­

gem Zusammenhang mit der Struktur­

reform der ländlichen Verwaltung. In 

ihrem Zuge sollte es zu einer Konzen­

tration der Zentren und damit auch 

zu einer Reduktion der finanziellen 

Aufwendungen sowie des Aufgaben­

spektrums kommen; vor allem in är­

meren Gebieten sollten die Ressour­

cen gebündelt werden, um die Versor­

gungsqualität zu erhöhen. Auch soll­

ten die Zentren eindeutig der öffent­

lichen Verwaltung unterstellt werden. 

Und schließlich sollten die Leiter der 

Zentren mittels öffentlicher Ausschrei­

bungen ermittelt werden.

Drittens müssten die infrastrukturel­

len Bedingungen der Gesundheitsein­

richtungen an der Basis entscheidend 

verbessert werden. Sie seien vielfach in 

baufälligen Gebäuden untergebracht 

und seien mit veralteten und un­

brauchbaren Ausrüstungen ausgestat­

tet. Zur Verbesserung dieser Situati­

on müssten die Regierungen auf allen 

Ebenen ihre finanzielle Unterstützung 

erhöhen.

Viertens müsse die Ausbildung des 

medizinischen Personals verbessert 

werden. Dafür müsse aber das ge­

samte Ausbildungssystem reformiert 

und auf die Bedürfnisse der ländlichen 

Versorgung angepasst werden, ange­

fangen von der Ausrichtung der me­

dizinischen Ausbildungsstätten über 

die Curricula bis hin zu den Prüfun­

gen und nicht zuletzt Fort- und Wei­

terbildungsmöglichkeiten. Die Versor­

gung mit besser ausgebildetem Perso­

nal müsse begleitet werden von der 

Entlassung unfähiger Kräfte und der 

Reduzierung überflüssigen und unter­

qualifizierten Personals. Zur Unter­

stützung der Landbevölkerung sollten 

städtische Einrichtungen ihre Dienste 

auf das Land ausdehnen und städ­

tische Mediziner sollten zum Erwerb 

von Arbeitserfahrungen für ein Jahr 

oder länger auf dem Lande praktizie­

ren. Dies würde auch ihre Karriere­

chancen erhöhen, so weit sie ih­

ren ländlichen Dienst tatsächlich und 

nicht nur formal ausübten.

Fünftens müsse ein neuer Typ eines 

kooperativen ländlichen Gesundheits­

systems und eines Systems medizini­

scher Hilfe errichtet werden. Mit die­

ser angekündigten Maßnahme reagiert 

die Regierung auf den Zusammen­

bruch der ländlichen Gesundheitsver­

sorgung, die zu untragbaren Belastun­

gen der Bauernfamilien geführt hat. 

Deren Einzelleistungen und gegensei­

tige Hilfsmaßnahmen sollen nun von 

der Regierung „unterstützt und ange­

leitet“ werden. Zentraler Punkt ist da­

bei der Aufbau von Fonds zur Ermög­

lichung größerer Zahlungen bei Kran­

kenhausaufenthalten oder teurer Me­

dikation. In dieses neue System soll­

ten alle Bauern einbezogen werden, al­

lerdings - so betonte Li wohl ange­

sichts vielfacher Erfahrungen - nicht 

unter Rückgriff auf Zwang und Kom­

mandieren. Die Versuche zum Auf­

bau eines solchen Systems sollten im 

Jahr 2003 in ausgewählten Gemeinden 

beginnen; nach Auswertung der Er­

fahrungen könne dann spätestens ab 

2010 ein umfassendes Versorgungssys­

tem für die ländlichen Gebiete Form 

annehmen. Zugleich sollten vor allem 

mit Regierungsgeldern Hilfsfonds für 

die Versorgung armer Familien ge­

schaffen werden.

Sechstens müsse die Arbeit der Ver­

waltungsstellen für die kooperative 

medizinische Versorgung verbessert 

werden. Der Staatsrat habe die Ein­

richtung dieser Verwaltungsstellen be­

schlossen, nun müssten kompetente 

Institutionen geschaffen und fähiges 

Personal eingesetzt werden, um deren 

ordentlichen und effizienten Betrieb zu 

gewährleisten. In diesem Zusammen­

hang sei es notwendig, die Kontrolle 

der Verwendung von Fonds zu stär­

ken und strikte Prüfungen vorzuneh­

men, um den verbreiteten Missbrauch 

der Gelder und ihre Abzweigung für 

andere Zwecke wirkungsvoll zu ver­

hindern. Unter Verantwortung der lo­

kalen Volkskongresse sollten Personen 

aller sozialen Schichten und Bauern 

die Aufsicht über die Fonds ausüben 

und deren Verwendung transparent 

machen.

Siebtens müssten die Regierungen ih­

re finanziellen Zuwendungen an die 

Bauern ausweiten. Dies sei die Vo­

raussetzung für die Schaffung eines 

Versorgungssystems neuen Typus. Der 

Transfer zentraler Finanzmittel sei er­

forderlich, um die Hilfsfonds für ar­

me Familien bzw. Familien in armen 

Gebieten adäquat zu vergrößern. Ab 

2003 sollen jedes Jahr pro Person 

durchschnittlich 10 Yuan an zentralen 

Geldern und noch einmal mindestens 

die gleiche Summe aus lokalen Kas­

sen gezahlt werden, und zwar an al­

le Bauern, die an der neuen koope­

rativen medizinischen Versorgung in 

Zentral- und Westchina teilnehmen. 

Voraussetzung dafür sei allerdings die 

Zahlung der vollen Prämie durch die 

einzelnen Bauern. Auch würden kei­

ne Zahlungen an lokale Fonds erfolgen, 

die nicht lokal gebildet worden seien. 

Nicht eingeschlossen in diese Zahlun­

gen seien die Bewohner von Städten, 

diese müssten von den Lokalregierun­

gen versorgt werden.

Achtens sei es erforderlich, einen mo­

bilen medizinischen Dienst einzurich­

ten, so könnten die Städte ihre Un­

terstützung für ländliche Gebiet, das 

Militär seine Hilfe für nicht militäri­

sche Bereiche und die östlichen Regio­

nen ihren Beitrag für die Versorgung 

der westlichen Regionen leisten. Mo­

bile Dienste seien auch geeignet, die 

Bauern in Armutsgebieten zu versor­

gen, die keinen Zugang zu medizini­

schen Einrichtungen haben.

Neuntens schließlich müsse die Kon­

trolle über den Arzneimittelmarkt ver­

stärkt werden, um sowohl die unge­

nügende Versorgung mit Medikamen­

ten zu verbessern als auch das be­

stehende Chaos auf diesem Markt zu 

beseitigen. So sollten z.B. die städ­

tischen pharmazeutischen Institutio­

nen ihre Dienste in den ländlichen 

Raum ausdehnen. Zugleich sollte al­

lerdings auch die traditionelle Medi­

zin angemessen gefördert werden. Und 

nicht zuletzt sollte die Kontrolle über 

die Produktion und den Verkauf von 

Pestiziden und Rattengiften verstärkt 

werden (s. die Übersicht zu Selbstmor­

den in China).

Im dritten Teil seiner Rede ging Li 

dann auf die Verantwortung von Par-
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70 Fen pro Kubikmeter steigen. Al­

lerdings könnte es lokal zu weiteren 

Preiserhöhungen kommen, wenn der 

Ausbau, die Erhaltung und der Be­

trieb des Rohrleitungssystems dies er­

forderlich mache. Experten gehen da­

her auch von einer möglichen Ver­

doppelung der Preise aus, die der­

zeit allerdings auch sehr niedrig sind, 

was den Wasserverbrauch nicht gera­

de einschränkt. (ST, 22., 26., 30.11.02; 

XNA, 26.11.02; RMRM engl. online, 

27.11.02) -gs-

19 Gesetz über Privatschulen 

vertagt

Das Ständige Komitee des Nationalen 

Volkskongresses hat die Verabschie­

dung eines Gesetzes zur Förderung 

von Privatschulen (jninban jiaoyu cu- 

jin fa) vertagt, nachdem dies be­

reits zweimal behandelt worden war 

(drei Beratungsrunden sind vorge­

schrieben). Das Gesetz, das zum „wei­

teren Studium“ zurückgestellt wur­

de, zielt darauf ab, die Attraktivi­

tät von Investitionen in den privaten 

Bildungsbereich zu erhöhen und so­

mit den dringend notwendigen Aus­

bau der Bildung zu fördern. Nach of­

fiziellen Statistiken lernten Ende 2000 

bereits über 10 Mio. chinesischer Schü­

ler in mehr als 60.000 nicht staatlichen 

Schulen. Die legale Absicherung dieser 

Einrichtungen scheint daher dringend 

geboten.

Attraktiver sollten private Bildungs­

investitionen vor allem durch die Er­

möglichung von Gewinnen werden, die 

allerdings ebenso wie Fragen des Ei­

gentums an den Vermögenswerten der 

Schulen und der Gleichstellung öffent­

licher und nicht öffentlicher Schulen 

Gegenstand heftiger Debatten waren. 

Das chinesische Erziehungsgesetz ver­

bietet es jeder Organisation und Pri­

vatperson, eine Schule oder eine an­

dere Bildungseinrichtung zum Zwecke 

des Profits zu führen. Das neue Ge­

setz sah im ersten Entwurf vor, dass 

Eigentümer nach Abzug der Kosten 

und der vorgeschriebenen Gebühren 

„angemessene Gewinne“ einbehalten 

dürften. Nach der zweiten Beratung 

war dies in „angemessene Kompen­

sationen“ aus Überschüssen aus dem 

Schulbetrieb geändert worden. Über­

schüsse aus dem Schulbetrieb, so wur­

de argumentiert, seien nicht das Er­

gebnis profitmotivierter Handlungen. 

Befürworter von Gewinnen verwiesen 

demgegenüber darauf, dass jede Art 

von Investition entsprechenden Ge­

winn erwarte. Die Presseberichte ent­

halten keine Hinweise darauf, dass 

auch staatliche Schulen die Eltern im­

mer stärker zur Kasse bitten, z.B. 

durch exorbitante Ausgleichszahlun­

gen für knapp verfehlte Prüfungser­

gebnisse.

Um die Motivation von Geldgebern 

geht es auch bei dem Eigentum 

an schulischen Vermögenswerten. Hier 

war die Frage, ob im Falle des Bank­

rotts diese Werte nach Liquidation 

aller Schulden beim Investor blieben 

oder - wie in der zweiten Beratungs­

runde festgelegt - staatlich verwal­

tet der Unterstützung der nicht öf­

fentlichen Bildung dienen sollten. Kri­

tiker der Neuformulierung verwiesen 

darauf, dass Investoren so zu bloßen 

Sponsoren würden, was ihrem Enthu­

siasmus sicherlich nicht förderlich sei. 

(XNA, 26., 30.10.02; RMRB online, 

25.10.02) -gs-

20 Entwicklung der chinesi­

schen Medien

Vom 5. bis zum 7. November hielt der 

Internationale Rat des Museums für 

Television und Radio seine 7. Jahres­

tagung in Beijing ab. Der Rat war 

1995 für das seit 1975 bestehende Mu­

seum gegründet worden und hatte bis­

her nur außerhalb Asiens in Rom, Ber­

lin, Madrid, Paris, London und Wien 

getagt. Im Mittelpunkt des Treffens 

standen die Fragen der Globalisierung 

der Medienindustrie, des Verhältnisses 

von staatseigenen zu privaten Medien­

institutionen und die Entwicklung von 

Werbung und Unternehmen in der Ära 

digitaler Kommunikation.

Die chinesischen Vertreter konnten auf 

eine rasche Entwicklung des Medien­

wesens in China zurückblicken. So sei 

die Zahl der Buchpublikationen von 

1997 bis 2001 um 28,7% auf 154.526 

gestiegen, die Anzahl der Periodika im 

gleichen Zeitraum um 37,7% auf 8.889. 

An Zeitungen seien in 2001 2.111 he­

rausgegeben worden, ein Anstieg ge­

genüber 1997 um 22,1% - wobei zu­

gleich darauf verwiesen wurde, dass 

ihr chaotisches Wachstum unter Kon­

trolle gebracht worden sei. Das jähr­

liche Volumen an audiovisuellem Ma­

terial sei von rund 100 Mio. Disks 

Mitte der 1990er Jahre auf über 280 

Mio. Disks in 2001 angewachsen. Mehr 

als ein Fünftel der 10.000 chinesischen 

Medienorganisationen seien bis Ende 

2000 mit eigenen Seiten online gegan­

gen. Das chinesische Fernsehen und 

der Rundfunk erreichten ein Publikum 

von einer Milliarde Menschen, wobei 

das Fernsehnetz erstmals für ausländi­

sche Sender geöffnet wurde. Star TV, 

zu Rupert Murdochs News Corpora­

tion gehörend, eröffnete Ende März 

2002 einen Unterhaltungskanal in der 

Provinz Guangdong. Umgekehrt wur­

de einem englischen Kanal des chinesi­

schen Senders China Central TV von 

der News Corporation der Zutritt zum 

US-amerikanischen Markt ermöglicht. 

Die große Aufmerksamkeit, die sei­

tens der chinesischen Politik dem The­

ma gewidmet wird, machte auch ei­

ne Rede von Staatspräsident Jiang Ze- 

min deutlich, der dem Austausch und 

der Kooperation zwischen den inter­

nationalen Mediengemeinschaften ei­

ne wichtige Rolle bei der Förde­

rung des wechselseitigen Verständnis­

ses von Menschen aller Nationen bei­

maß. Auch der stellvertretende Minis­

terpräsident Li Lanqing betonte die­

sen Aspekt. Nach Chinas Beitritt zur 

WTO und angesichts seiner weiteren 

Öffnung nach außen müsse die Kom­

munikation zwischen China und der 

Welt verbessert werden. Damit wies er 

auf ein zentrales Problem für die chi­

nesische Medienpolitik hin, die zuneh­

mende Konkurrenz durch große aus­

ländische Medienkonzerne. China ver­

sucht, darauf mit der Schaffung großer 

Mediengruppen zu antworten. Vor al­

lem im Bereich der Nachrichtenpubli­

kationen wurden eine Reihe von Ver­

lagsgruppen geschaffen. So wurde z.B. 

aus 38 Publikationen die Guangzhou 

Daily News Group gebildet, 7 Verla­

ge schlossen sich zur China Publishing 

Group zusammen und 5 Vertriebshäu­

ser gründeten die Jiangsu Xinhua Dis- 

tributing Group. Ziel der Gruppen ist 

es nicht zuletzt, Skalenerträge zu er­

zielen. (XNA, 6.,7.11.02; RMRB on­

line, 6.11.02, nach FBIS-CHI, 6.11.02; 

RMRB engl. online, 8.11.02) -gs-
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21 Ausbau des Internets und 

seiner Kontrolle

Die chinesische Regierung will die 

Nutzung des Internets in China vor 

allem durch die weitere Entwicklung 

von Software in chinesischer Sprache, 

von Informationsressourcen und Da­

tenbasen fördern. Dies kündigte der 

Minister für Informationsindustrie Wu 

Jichuan (MII) am 25. November bei 

der Eröffnung von Chinas erster In­

ternetkonferenz an. Mehr digitale Bib­

liotheken und digitale Museen sollen 

den Chinesen den Zugang zu tradi­

tioneller Kultur, moderner Technolo­

gie und fremden Kulturen erleichtern. 

Für diese Entwicklung, so Wu, habe 

der gerade abgeschlossene XVI. Par­

teitag der KP Chinas gute Vorausset­

zungen geschaffen, habe er doch den 

Ausbau der Informationsindustrie als 

Grundlage des wirtschaftlichen Fort­

schritts befürwortet. Der Verkauf von 

Software und Informationsdienstleis­

tungen werde nach Schätzungen des 

MII im Jahre 2005 ein Volumen von 

36,5 Mrd. US$ erreichen, mit einem 

jährlichen Wachstum von über 30%.

Der Direktor für Telekommunikation 

im MII Su Jinsheng nannte für En­

de September 2002 die Zahl von 54,35 

Mio. Internetnutzern und 20,56 Mio. 

Computer seien mit dem Netz verbun­

den. Die Internetindustrie habe 2001 

Geschäfte im Umfang von ca. 840 Mio. 

US$ getätigt, darin eingeschlossen 566 

Mio. US$ für Internetdienste und 64 

Mio. US$ für Onlinewerbung und E- 

Shopping.

Minister Wu verwies allerdings auch 

auf Probleme: Ressourcen in chinesi­

scher Sprache entsprächen nicht den 

Bedürfnissen des chinesischen Volkes, 

die Sicherheit des Internets sei nicht 

zufrieden stellend und die Kriminali­

tät unter Nutzung des Internets näh­

me zu. Zur Behebung dieser Probleme 

kündigte er verstärkte Bemühungen 

der Regierung zum Aufbau einer voll­

ständigen Internet-Industrie sowie zur 

Errichtung eines landesweiten effizien­

ten und verlässlichen Systems der In­

formationssicherheit an. (RMRB on­

line, 26.11.02)

Dass es dabei nicht nur um die Abwehr 

von Virenattacken geht, haben auch 

die Bemühungen der chinesischen Re­

gierung in der Vergangenheit gezeigt, 

die Nutzung des Internets in China 

zu kontrollieren. So wurden im Juni 

d.J. nach einem Brand Internetcafes in 

Beijing und anderen Teilen des Lan­

des geschlossen (vgl. C.a., 2002/6, Ü 

15 sowie C.a., 2002/9, Ü 13). Anfang 

November kündigte die Provinzregie­

rung Jiangxis an, den Zugang zu Inter­

netcafes nur noch mit Smartcards zu 

erlauben. Alle Nutzer müssen sich da­

nach künftig unter Angabe ihrer per­

sönlichen Daten (Name, Alter, An­

schrift) registrieren lassen. Die Infor­

mationen werden in einer Datenbank 

gespeichert, die.von Polizeicomputern 

auszulesen ist. Der Nutzer erhält ei­

ne Smartcard mit seinen Angaben, die 

ihm zur Authentifizierung für den Zu­

gang zum Internet dient, da sie bei 

Start des Programms am Terminal 

eingelesen werden muss. Jugendliche 

unter 16 Jahren sollen keine Karte er­

halten, für die Nutzer über 16 Jah­

re gibt es Karten in Gelb (16-18 Jah­

re) und Blau (über 18). Über 200.000 

Nutzer sollen zum Zeitpunkt des Be­

richts die Karte, die 10 Yuan RMB 

kostet, bereits gekauft haben. Das Sys­

tem soll in den meisten der 3.200 Web­

bars in Jiangxi bereits installiert wor­

den sein. (XNA, 4.11.02)

Die Mehrzahl der Surfer dürfte aller­

dings vom heimischen PC oder vom 

Arbeitsplatz aus ins Internet gehen. 

Sie werden auf anderen Wegen kon­

trolliert bzw. Seiten fremder Medi­

en oder von religiösen und Menschen­

rechtsgruppen sollen von vornherein 

blockiert werden. Dass diese Kontroll­

versuche nicht immer erfolgreich sind, 

wurde auf dem Weltinternetkongress 

deutlich, der Ende Oktober in Shang­

hai stattfand. Im November 2000 hat­

te die US-Firma VeriSign Inc., die 

Internet-Adressen mit den Endungen 

,,.com“ und ,,.org“ verwaltet, angekün­

digt, auch Adressen in chinesischen, 

japanischen und koreanischen Zeichen 

registrieren zu wollen; das war Aus­

druck der Bemühungen, das Netz über 

den englischsprachigen Raum hinaus 

besser nutzbar zu machen. Die chi­

nesische Regierung hatte daraufhin 

bei der „Internetbehörde“ Icann pro­

testiert und das Recht zur Ausgabe 

von Adressen mit chinesischen Zeichen 

für sich reklamiert; begründet wurde 

dies u.a. mit der speziellen kulturellen 

und historischen Bedeutung von Do­

mainnamen mit chinesischen Schrift­

zeichen. Zugleich wurde ein Compu­

tersystem angekündigt, dass geeignet 

wäre, den weltweiten Netzverkehr zu 

unterbrechen. Nutzer befürchteten da­

rüber hinaus, dass durch die Vergabe 

von Adressen in China bereits vorhan­

dene Domainnamen dupliziert werden 

könnten - ein Problem, das mit der 

unterschiedlichen Nutzung von Kurz- 

und Langzeichen in China und auf 

Taiwan ohnehin bereits gegeben ist 

und seitens des Taiwan Network In­

formation Center auf 20% der dot-com 

Namen geschätzt wird. Auf der Konfe­

renz in Shanghai erklärte nun Hu Qi- 

heng, Vorsitzende der staatlichen In­

ternet Society of China, es gebe der­

zeit keine Pläne zur Störung der Inte­

grität des Internets durch die Infrage­

stellung seiner Kernkomponente - des 

zentral verwalteten Systems von Do­

mainnamen. Beijing wolle weiterhin 

nur die auf ,,.cn“ endenden Adressen 

registrieren. Tatsächlich hatten Fach­

leute bisher keine chinesischen Aktivi­

täten im Hinblick auf chinesischspra­

chige Registrierungen feststellen kön­

nen, allerdings schließen sie auch nicht 

aus, dass es nach wie vor entsprechen­

de Pläne gibt, zumal es bei der Regis­

trierung um viel Geld geht. VeriSign 

hat nach eigenen Angaben bisher rund 

eine Million Adressen in Schriftzeichen 

genehmigt, davon die meisten in Chi­

nesisch, und für jede Registrierung 6 

US$ eingenommen. (WSJ, 30.10.02) 

-gs-

22 Erstes Hilfszentrum für Sui­

zidgefährdete eröffnet

Erstmals in China wurde in Bei­

jing am Huilongguan-Krankenhaus 

ein Hilfszentrum für Suizidgefährdete 

eingerichtet und am 26. November in 

einer informellen Veranstaltung vor­

gestellt; die offizielle Eröffnung am 3. 

Dezember wird im Rahmen einer drei­

tägigen Tagung stattfinden (RMRB 

engl. online, 29.11.02). Das Zentrum 

wird rund um die Uhr geöffnet sein, 

ab Januar sollen eine Hotline und 

eine Website eingerichtet sein. Von 

drei Hongkonger Fachleuten und zwei 

psychiatrischen Spezialisten aus den 

USA ausgebildet werden 16 Beschäf­

tigte Suizidgefährdete beraten und be­

treuen, die sich direkt an das Zentrum 

wenden können oder von drei ande­

ren Beijinger Krankenhäusern vermit­

telt werden, mit denen entsprechende 

Vereinbarungen getroffen wurden. Mit
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Einrichtung der Hotline wird das Per­

sonal noch erweitert.

Das Huilongguan-Krankenhaus ist be­

kannt für seine Studien zum Thema 

Suizid, für das Zentrum hat es ein 

Extragebäude eingerichtet. Von der 

Stadtregierung wurden für die Arbeit, 

die auch weitere Forschung einschlie­

ßen soll, 2 Mio. Yuan RMB zur Ver­

fügung gestellt. Die Betreiber hoffen, 

dass andere Krankenhäuser in Chi­

na dem Beispiel folgen werden. Bisher 

sind entsprechende vorbeugende Ein­

richtungen in China nicht vorhanden, 

nur in Shanghai gibt es eine Hotline in 

den Abendstunden und Gesprächsan­

gebote; in der Regel werden Patienten 

mit Medikamenten behandelt.

China hat eine relativ hohe Selbst­

mordrate. Laut XNA begehen pro 

Jahr von je 100.000 Einwohnern 22 

Selbstmord und damit mehr als in 

Kanada, den USA oder Großbritanni­

en. WHO-Schätzungen nennen sogar 

33 von 100.000 Personen (s.u.). Ange­

sichts dieser Zahlen wurde auch in der 

chinesischen Forschung verstärkt Ge­

wicht auf den Suizid gelegt (SCMP, 

25., 27.11.02; ST, 30.11.02).

Im März 2002 veröffentlichte die briti­

sche Zeitschrift Lancet einen Beitrag, 

an dem auch Mediziner des Huilong- 

guan-Krankenhauses mitgewirkt ha­

ben (Michael R. Phillips, Xianyun Li, 

Yanping Zhang, „Suicide rates in Chi­

na, 1995-99“, in: Lancet, (2002) 359, 

S.813-814, 835-840). Danach töteten 

sich, basierend auf Regierungsdaten, 

in den Jahren von 1995 bis 1999 ca. 

287.000 Menschen pro Jahr selbst. Bei 

Männern und Frauen im Alter von 15 

bis 34 war Suizid mit 19% die häufigs­

te Todesursache. Insgesamt sei es aber 

schwierig, genaue Zahlen zu ermitteln, 

u.a. weil es in China kein entsprechen­

des Registrierungssystem gebe.

China weist im Vergleich zu anderen 

Ländern deutliche Unterschiede auf. 

So nehmen sich wesentlich mehr Frau­

en das Leben als Männer, ihre Suizid­

rate ist um 25% höher. Dies kann auf 

die hohe Zahl von Selbstmorden bei 

jungen Frauen auf dem Lande zurück­

geführt werden. Ohnehin töten sich 

Landbewohner dreimal häufiger als 

Stadtbewohner. „Einmalig“ ist dabei 

der große Sprung zwischen den älte­

ren Menschen in Stadt und Land: Für 

ältere Chinesen im ländlichen Raum, 

speziell Frauen, werden nahezu die 

höchsten Suizidraten in der Welt ge­

messen. Die Gründe dafür sind noch 

nicht endgültig ermittelt, die meisten 

Erklärungsansätze verweisen auf den 

niedrigen sozialen Status der Frauen 

und die begrenzten Entwicklungsmög­

lichkeiten, vor allem auch durch Ar­

mut. Aber die Autoren selbst gehen 

davon aus, dass diese Umstände auch 

in anderen Ländern gegeben sind.

Für die Selbstmorde von jungen Frau­

en wird als Grund u.a. die Vermittlung 

ungewollter Ehen genannt; Scheidun­

gen oder das Verlassen des Ehepart­

ners würden mit dem Risiko sozialer 

Stigmatisierung verbunden sein. Ein 

Risikofaktor anderer Art sei - so ein 

Bericht auf der Webseite der Harvard- 

Universität - die gesellschaftliche Ak­

zeptanz von Selbstmorden: Sie gelten 

als „edler Ausweg“ und nicht als Er­

gebnis einer psychischen Notlage; hin­

zu komme, dass die Menschen auf dem 

Lande sehr leichten Zugang zu Pesti­

ziden haben. Von 519 Selbstmorden, 

die die Autoren des Lancet-Artikels 

untersucht hatten, waren 62% mittels 

Agrarchemikalien oder Rattengift be­

gangen worden. Als weitere Gründe 

für Selbstmorde auch in den Städten 

werden von ihnen Arbeitslosigkeit und 

Schulstress durch Druck der Eltern 

und Scheitern in Prüfungen genannt.

Arbeitslosigkeit, Wettbewerbsdruck 

und die rasanten Veränderungen der 

Lebensweise werden von chinesischen 

Medizinern auch als Gründe für die 

steigende Zahl von psychischen Er­

krankungen genannt, darunter Angst­

zustände und Depressionen. Über 

1,5% der Bevölkerung sei betroffen, 

wobei die Situation auf dem Lande 

angesichts praktisch nicht vorhande­

ner Behandlungsmöglichkeiten beson­

ders schlimm sei. Schwer betroffen sei 

z.B. das südliche Guangdong, wo es 

nach Angaben der Gesundheitsver­

antwortlichen der Provinz über 1 Mio. 

Kranke gebe; davon seien 70% ernst­

haft erkrankt, eine Zahl, die jährlich 

um 300.000 anwachse. (ST, 22.11.02)

Laut WHO wurden 1995 weltweit 

ca. 900.000 Selbstmorde begangen, 

bis 2020 wird ein Anstieg auf 1,53 

Mio. erwartet (Jose Manoel Bertolo- 

te, Alexandra Fleischmann, „A global 

perspective in the epidemiology of sui­

cide“, in: Suicidologi, 7 (2002) 2, S.6-8; 

www.med.uio.no/iasp/bertolote.pdf

(29.11.02)). Die höchsten Raten wei­

sen die Länder Osteuropas auf. Das 

Verhältnis von Männern zu Frauen 

betrug 1995 3,6:1; nur China bildete 

eine Ausnahme. Ca. 30% aller Suizi­

de in der Welt wurden in China und 

Indien registriert, wobei die Zahl der 

Selbstmorde in China um 30% höher 

liegt als in ganz Europa. Unter Be­

rücksichtigung der Religion werden 

nahezu keine Selbstmorde in musli­

mischen Ländern begangen, während 

ihre Zahl in „atheistischen“ Ländern, 

zu denen auch China zählt, bei weitem 

am höchsten ist. -gs-

23 Gewalt in der Ehe

Anlässlich des Internationalen Tages 

gegen Gewalt in Familien am 25. No­

vember wurden von der Renmin Ribao 

(engl. online, 27.11.02) Zahlen aus ei­

ner Untersuchung des Allchinesischen 

Frauenverbandes bekannt gegeben, die 

von einem Anstieg der Gewalt in Fa­

milien berichten. In rund 30% der 270 

Mio. chinesischen Familien kommt es 

danach zu Gewaltakten, von denen 

90% von Männern verübt werden. Bei 

Konflikten zwischen den Ehepartnern 

kommt es nach Forschungen in den 

Provinzen Zhejiang, Hunan und Gan­

su in über 90% der Fälle zu verba­

len Angriffen der Ehemänner auf ih­

re Frauen. Wenn es zu Handgreiflich­

keiten komme, dann würden die Män­

ner ihre Frauen in 12,1% der Fälle tre­

ten, in 9,7% mit Gegenständen schla­

gen und sie in 5,8% der Fälle sexuell 

missbrauchen.

Die Untersuchung trennt zwischen 

seelischer, körperlicher und sexuel­

ler Gewalt und sieht vor allem ein 

erschreckendes Anwachsen der seeli­

schen Gewalt. Als Grund wird ange­

führt, dass sie im Gegensatz zur kör­

perlichen Gewaltanwendung schwerer 

zu entdecken sei. Die Angaben des 

Frauenverbandes machen besonders 

deutlich, dass Gewalt in der Ehe kei­

ne Frage z.B. eines niedrigen sozialen 

Standes ist. Im Gegenteil würden Zah­

len des Hongfeng Women Psychology 

Consultation Service Centre in Beijing 

zeigen, dass 64% der Täter zumindest 

eine Hochschule besucht hätten; von 

ihnen haben 5% sogar einen Masters- 

Abschluss oder einen Doktorgrad.

Trotzdem sind in Beijing nur 4% der 

Scheidungen mit Gewaltakten begrün­

det, in Shanghai sogar nur 2%. Auf 

http://www.med.uio.no/iasp/bertolote.pdf
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dem Vormarsch seien dort, so berich­

tet Xinhua, vielmehr Scheidungen we­

gen Untreue. Insgesamt sei die Schei­

dungsrate in Shanghai von 0,027% in 

den späten 70er Jahren auf 0,486% 

in 2001 gestiegen. Sie sei damit 2,5- 

mal höher als der Landesdurchschnitt. 

Über 40% der Scheidungen seien mit 

der Untreue des Ehepartners begrün­

det. Shanghai, so sagen Eheberater, 

sei in Fragen von Sex und Ehe eine 

konservative Stadt; nur 5% der Be­

wohner würden Umfragen nach den 

außerehelichen Sex billigen, 75% seien 

strikt dagegen, -gs-

Außenwirtschaft

24 China vereinbart Zeitplan 

für Freihandelszone mit der 

ASEAN

Beim Wettlauf um eine Freihandelszo­

ne mit der Gemeinschaft Südostasia­

tischer Staaten (ASEAN) ist China 

Mitbewerbern wie Japan und den 

USA einen Schritt voraus, seit am 4. 

November 2002 beim 8. ASEAN-Gip­

fel in Phnom Penh das „Framework 

Agreement on Comprehensive Eco- 

nomic Co-operation between the As­

sociation of South East Asian Nations 

and the People’s Republic of China“ 

unterzeichnet wurde (Volltext in eng­

lischer Sprache auf der Homepage des 

Sekretariats, http://www.asean.or. 

id/13196.htm). Eine aus der ASEAN 

und China bestehende Freihandelszo­

ne wäre mit einer Bevölkerung von 

1,7 Mrd. Menschen die weltweit größ­

te. Erste konkrete Verhandlungen 

über Zollsenkungen und nichttarifäre 

Handelshemmnisse beim Güterhandel 

„sollen Anfang 2003 beginnen und bis 

zum 30. Juni 2004 abgeschlossen sein, 

um eine ASEAN-China Freihandels­

zone zu errichten, die ab 2010 den 

Güterhandel von Brunei, China, In­

donesien, Malaysia, den Philippinen, 

Singapur und Thailand, und ab 2015 

den der neueren ASEAN-Mitglieder 

umfasst“ (Art. 8). Für den Dienst­

leistungshandel wurde lediglich der 

Beginn von Verhandlungen im kom­

menden Jahr vereinbart.

Der Verhandlungsprozess ist in ver­

schiedene Ebenen aufgegliedert, an­

gefangen mit dem „Early Harvest“- 

Programm, das in bereits festgeleg­

ten Schritten die Abschaffung der Zöl­

le auf die meisten Agrarprodukte mit 

Ausnahme von Reis und Palmöl vom 

1. Januar 2004 bis zum 1. Januar 

2006 vorsieht. Für alle anderen Pro­

dukte, die unter den „Normal Track“ 

fallen, muss die Reduzierung von Han­

delshemmnissen noch vereinbart wer­

den. Die Implementierung des „Nor­

mal Track“ beginnt am 1. Januar 

2005 und endet für die oben erwähn­

ten ASEAN-6-im Jahr 2010. Andere 

ASEAN-Mitglieder haben fünf Jahre 

länger Zeit für die Umsetzung der zu 

vereinbarenden Maßnahmen. Schließ­

lich gibt es den „Sensitive Track“, der 

es Staaten ermöglicht, für einzelne 

Produkte besondere Fristen auszuhan­

deln. Die Anzahl der Ausnahmen soll 

dabei begrenzt bleiben.

In einem Beitrag für das Asian Wall 

Street Journal schrieb ASEAN-Gene­

ralsekretär Rodolfo Severino, entgegen 

der allgemeinen Erwartung habe sei­

ne Organisation sich trotz der Kon­

kurrenz mit China um Exportmärk­

te und ausländische Direktinvestitio­

nen nicht für eine defensive Strate­

gie entschieden, sondern die Einbin­

dung und gegenseitige Marktöffnung 

gewählt. (AWSJ, 6.11.02) Eine Stu­

die des ASEAN-Sekretariats erwartet 

aufgrund der Freihandelszone mit der 

Volksrepublik einen Anstieg der Ex­

porte nach China um 48% und eine 

Zunahme der Einfuhren in die süd­

ostasiatische Gemeinschaft um 55%. 

Es wäre eine Wachstum von niedri­

gem Niveau aus, denn bislang gehen 

lediglich 3% der ASEAN-Gesamtex­

porte nach China und nur 5% der Ge­

samtimporte stammen aus der Volks­

republik. Im Jahr 2001 hatte der ge­

samte Handel zwischen China und der 

ASEAN einen Wert von 41,62 Mrd. 

US$. (FT, 5.11.02; XNA, 12.11.02) 

Der Handel Chinas mit Südostasien ist 

viel weniger entwickelt als der Chinas 

mit dem Rest Ostasiens; allein der 

Handel mit Taiwan erreichte im ver­

gangenen Jahr ein Volumen von 30 

Mrd. US$. Für Südostasien bleiben 

die Vereinigten Staaten ein wichtige­

rer Wirtschaftspartner als China. Der 

Wert des US-ASEAN-Handels betrug 

fast 120 Mrd. US$ und die Gemein­

schaft liefert 20% ihrer Exporte in die 

USA. (IHT, 4.11.02)

Bei der Ausgestaltung der geplanten 

Freihandelszone mit China könnte es 

größere Schwierigkeiten geben. Auch 

ein Scheitern ist angesichts erhebli­

cher Bedenken in einigen südostasia­

tischen Staaten nicht ausgeschlossen. 

(FT, 5.11.02) Der frühere philippi­

nische Finanzminister Jesus Estanis­

lao hatte im Vorfeld des Gipfels von 

Phnom Penh gesagt, ein Rahmenab­

kommen werde wenig mehr sein als 

ein „agreement to continue to agree“. 

Ein Steckenbleiben des Prozesses „so­

bald die wirklichen Verhandlungen be­

ginnen“ hatte der indonesische Öko­

nom Hadi Soeastro vorhergesagt. Tat­

sächlich hatte sich die Vorbereitung 

des Rahmenabkommens bei fünf Tref­

fen eines gemeinsamen „Trade Nego- 

tiating Committee“ in diesem Jahr 

schwierig gestaltet. Uneinigkeit hat­

te über den Beginn der zehnjährigen 

Phase zur Errichtung einer Freihan­

delszone geherrscht, ebenso über die 

Elemente des „Early Harvest“. China 

war nicht zu einseitigen Zugeständ­

nissen bereit und beschränkte darü­

ber hinaus das „Early Harvest“-Pro- 

gramm auf den Güterhandel, wäh­

rend die südostasiatischen Staaten 

vor allem über nichttarifäre Barrieren 

im chinesischen Markt besorgt sind. 

Zugeständnisse Chinas im Agrarbe­

reich seien eher eine Geste des gu­

ten Willens, denn mit Reis und Palm­

öl bleiben Güter ausgeschlossen, die 

für ASEAN-Staaten von großer Be­

deutung sind. (FEER, 31.10.02) Nach 

Schätzungen von Beobachtern betrifft 

der erste, schnelle Abbauschritt mit 

der Zollsenkung bei 600 landwirt­

schaftlichen Produkten ein Handelsvo­

lumen von gerade einmal 860.000 US$. 

(FAZ, 5.11.02) China könnte durch 

die Agrarvorschläge beabsichtigt ha­

ben, entgegenkommender zu wirken 

als Südkorea und Japan, die eben­

falls an einer Freihandelszone mit der 

ASEAN interessiert sind. Japan ver­

einbarte auf dem Gipfel in Phnom 

Penh eine engere Wirtschaftskoopera­

tion mit der ASEAN. (HB, 6.11.02) 

Auch die USA wollen mit der ASEAN 

und mit einzelnen Mitgliedsstaaten 

Verhandlungen über bilaterale und re­

gionale Freihandelsabkommen führen, 

sagte US-Präsident George Bush Ende 

Oktober. (IHT, 4.11.02)

http://www.asean.or



